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STEUERPOLITIK

Gerold Krause-Junk

Umverteilung von unten nacli oben?
In der Maiausgabe des WIRTSCHAFTSDIENST analysierte Professor Wolfgang Wiegard die 

Wirkungen der von der Bundesregierung beschlossenen „Großen Steuerreform 1990“\  
Er kam unter anderem zu dem Ergebnis, daß die Einkommensteuerreform eine erhebliche 

Umverteilung „von unten nach oben“ bewirken wird. Hierzu eine Erwiderung von 
Professor Gerold Krause-Junk.

Zu Recht beklagt Wiegard, daß die an der Diskussion 
um die Einkommensteuerreform beteiligten Par­

teien aneinander vorbeireden. Typisch dafür ist, daß die 
einen die absoluten Entlastungsbeträge verschiedener 
Einkommensgruppen (z. B. derjenigen Einkommensbe­
zieher, die dem Spitzensatz unterliegen, und derjenigen 
Einkommensbezieher, die in der unteren Proportional­
zone liegen), die anderen die absoluten Entlastungsbe­
träge verschiedener /nd/V/due//erEinkommen miteinan­
der vergleichen. Dieser Verwirrung setzt Wiegard über 
weite Strecken seines Aufsatzes eine nüchtern wissen­
schaftliche Analyse entgegen, wobei er -  wohl leider zu 
Recht -  die Unsicherheit finanzwissenschaftlicher Aus­
sagen deutlich hervorhebt. Aber dann kommt es im 
Schlußabschnitt doch noch und beinahe unvermittelt: 
das böse Wort von der Umverteilung von unten nach 
oben, jetzt als Faktum, an dem alles andere, auch die 
möglichen allokativen Vorteile der Reform, zu messen 
seien. So, als ob die wissenschaftliche Analyse nun­
mehr doch den Parteienstreit entschieden hätte. Dieser 
Eindruck verlangt ein finanzwissenschaftliches Nach­
wort.

Um es gleich vorwegzunehmen: jedermann ist prinzi­
piell frei darin, den von ihm abgeleiteten ökonomischen 
Wirkungen von Steuerreformen einen Namen zu geben, 
und der Name mag in den Ohren anderer die Sache tref­
fen oder auch nicht treffen. Solange nur klar ist, welchen 
Effekt der Name bezeichnen soll, ist an ihm nichts aus­
zusetzen. Und Wiegard macht dies, jedenfalls für den 
Fachmann, deutlich. Aber Wiegard hat eben nicht ir­
gendeinen Ausdruck verwendet; er hat vielmehr ein Eti­
kett benutzt, das nicht nur im politischen Sprachge-
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brauch „besetzt“ wurde, sondern das auch bei politisch 
weniger interessierten Bürgern unmittelbare Assoziatio­
nen erwecken muß. So, als ob denen da unten etwas ge­
nommen würde, um es denen da oben zu geben. Und 
dieser zumindest assoziativ vermittelte Schluß ist weder 
durch die Fakten noch durch Wiegards Analyse ge­
deckt.

Was Wiegard zeigt, und was zutrifft, ist das folgende: 
Die Verteilung der Nettoeinkommen wird für gegebene 
Bruttoeinkommen als Folge der Steuerreform in be­
stimmten Einkommensbereichen ungleichmäßiger als 
beim gegenwärtigen Steuerrecht. Dies liegt zunächst 
einmal nicht daran, daß den Unteren etwas genommen 
und den Oberen gegeben würde, sondern daß beiden 
etwas erlassen wird, den Oberen aber eben entspre­
chend mehr. Doch dieser mögliche Einwand ist nicht un­
ser Punkt. Für entscheidend halten wir vielmehr, daß mit 
der Relation der Nettoeinkommen im Fall der betrachte­
ten Reform, die ja eine deutliche Senkung der Einkom­
mensteuerquote mit sich bringt, nicht die sachgemäße 
Bezugsgröße für die Beurteilung der Umverteilungspoli­
tik gewählt ist.

Diese Position mag zunächst überraschen, denn es 
ist durchaus üblich, Verteilungswirkungen an der Rela­
tion der Nettoeinkommen zu messen. Fast möchte man 
fragen: woran denn sonst? Und doch kommt es bei der 
Bestimmung eines Mehr oder Weniger an steuerlicher 
Umverteilungspolitik noch auf einen anderen Aspekt an. 
Dies sei an einem einfachen Denkmodell verdeutlicht.

Ein Beispiel

Angenommen, eine Volkswirtschaft kenne keinen öf­
fentlichen Sektor und keine Steuern und beschließe de­
ren Einführung, sagen wir mit einer 20%igen volkswirt-

' Vgl. Wolfgang W i e g a r d :  Reform der Einkommensteuer: Einfa- 
ctier, gerectiter, effizienter?, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 67. Jg. (1987),
H. 5, S. 239-246.
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Tabelle 1
Umverteilungspotential und Umverteilung bei gleicher Umverteilungspolitik und 

unterschiedlichen Steuerquoten

Volkswirtschaft!. Volle Ausschöpfung des Volkswirt- Tatsächliche Ausschöpfung des volkswirtschaftlichen Grad der Ausschöpfung des Um-
Steuerquote schaftlichen Umverteilungspotentials Umverteilungspotentials Verteilungspotentials

Nettoeinkommen Relation der
Nettoeinkommen

Individuelle
Steuersätze

Nettoein­
kommen

Relation der 
Nettoeinkommen

20% 780

100
7,8

(%)
21
10

790
90

10- 8,8
10-7,8

=  0,56

30%
670
100

6,7
31,4

16
686

84
8,17

10-6,17
10-6,7

=  0,56

50%
450

100
4,5

52
30

480

70
6,86 10- 6.86

10-4,5
=  0,56

schaftlichen Steuerquote. Damit gewinnt sie zugleich 
ein Umverteilungspotential; denn gemessen an der 
Ausgangseinkommensverteilung kann sie die Steuer­
quote so auf die einzelnen Einkommensgruppen vertei­
len, daß sich die Nettoeinkommen deutlich angleichen. 
Dies wäre z. B. der Fall, wenn die Steuern allein von den 
oberen Einkommen nach der Regel abgeschöpft wer­
den, daß alle besteuerten Einkommen gleich hoch sind.

Ich würde in diesem Fall von einer vollen Ausschöp­
fung des Umverteilungspotentials sprechen. Die Volks­
wirtschaft kann aber auch alle Einkommen mit dem glei­
chen Steuersatz belegen. Dann hat sie ihr Umvertei­
lungspotential überhaupt nicht genutzt. Das erste wäre 
die Politik einer umverteilungsfreundlichen, das zweite 
die Politik einer umverteilungsfeindlichen Regierung. In 
der Realität können wir davon ausgehen, daß die Regie­
rungen das Umverteilungspotential zu einem bestimm­
ten Grad ausschöpfen.

Angenommen nun, die Gesellschaft entscheide nach 
einiger Zeit, daß die Steuerquote angehoben werden 
solle, z. B. auf 30 %. Dies erhöht zugleich das Umvertei­
lungspotential der Regierung; denn mit einer einseitigen 
Besteuerung aller oberen Einkommen nach der eben 
erörterten Regel könnte sie eine noch stärkere Anglei­
chung der Nettoeinkommen erreichen. Wir unterstellen 
aber, daß wiederum nur ein bestimmter Ausschöpfungs­
grad des Umverteilungspotentials gewählt wird. Bleibt 
der Ausschöpfungsgrad konstant, steigt (ausgenom­
men im Fall eines Ausschöpfungsgrades von Null) die 
Umverteilung im Sinne der Angleichung der Relationen 
der Nettoeinkommen.

Betrachten wir das Beispiel einer Zwei-Personen-Ge- 
sellschaft, in der vor Steuereinführung der eine über ein 
Einkommen von 1000, der andere über ein Einkommen 
von 100 verfüge, also die Ausgangsrelation der Netto­
einkommen gleich 10 ist. Wie Tabelle 1 zeigt, läßt sich
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diese Relation der Nettoeinkommen bei einer volkswirt­
schaftlichen Steuerquote von 20% und voller Aus­
schöpfung des damit gegebenen Verteilungspotentials 
auf 7,8 reduzieren. Wir definieren nun den tatsächlichen 
Grad der Ausschöpfung des Umverteilungspotentials 
durch die Relation zwischen der tatsächlichen und der 
maximal möglichen Korrektur der Relation der Nettoein­
kommen. Er betrage in unserem Beispiel 0,56. Dem ent­
spricht bei der Steuerquote von 20 % eine Relation der 
Nettoeinkommen von 8,8. Wird nun der tatsächliche 
Grad der Ausschöpfung des Umverteilungspotentials 
auch bei einer Steuerquote von 30 % beibehalten, sinkt 
die Relation der Nettoeinkommen auf 8,17. Dies zeigt 
den Einfluß des mit steigender Steuerquote erhöhten 
Umverteilungspotentials. (Bei einer volkswirtschaftli­
chen Steuerquote von 50% und gleicher Umvertei­
lungspolitik würde die Relation der Nettoeinkommen auf 
6,86 sinken.)

Steuerquote und Umverteilung

Nachdem nun einige Zeit die Steuerquote von 30% 
gegolten habe, entdecke die Gesellschaft, daß sie sich, 
aus welchen Gründen auch immer, doch einen geringe­
ren Staatsanteil wünsche. Sie setze die Steuerquote 
wiederum auf 20%. Hält sie auch dabei den Ausschöp­
fungsgrad der Umverteilung konstant bzw., sagen wir es 
einfacher, betreibt sie die gleiche Umverteilungspolitik, 
steigt naturgemäß wieder der Grad der Ungleichvertei­
lung der Nettoeinkommen. Hat sie deswegen aber eine 
Umverteilung von unten nach oben betrieben? Mitnich­
ten. Vielmehr hat sich bei gleicher Umverteilungspolitik 
die Senkung der Steuerquote differenzierend auf die 
Nettoeinkommen ausgewirkt.

Die Beibehaltung eines konstanten Grades der Aus­
schöpfung des Umverteilungspotentials ist im übrigen 
nicht mit der Aufrechterhaltung einer konstanten Steuer­
verteilung gleichzusetzen. Bei einer Herabsetzung der
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Tabelle 2
Nettoeinkommensrelationen nach den Tarifen 81,86,88 und 90 und bei unveränderter 

Umverteilungspolitik und 30 %iger Senkung der Einkommensteuerquote
(ausgewählte Paare)

2 3 4 5 6 7 8 9 10

BruHoein- Relation d. Umvertei- Rel. der Net- Ausschöp- Umvertei- Relation der Tatsächl. Tatsächl. Tatsächl.
kommenspaar Bruttoeink. lungspot. nach toeink, nach fungsgrad lungspot.bei Nettoeinkom- Relation der Relation der Relation 

(inD M ) T81(R e l.d . T81 nachT81 30% ig . m enb .A us- Nettoeink. derNettoeink. derNettoeink.
Nettoeink.b. Steuer- schöpfungs- nachT86 nachT88 nachT90
voller Aus- Senkung gradTSI u.

schöpf.) 30% iger
Steuer­

senkung

100000
30000

3 ,3 1,74 2,51 52,0% 2,22 2,75 2,54 2,63 2,81

100000
40000

2,5 1,21 1,99 39,3% 1,59 2,14 2,01 2,06 2.17

90000
30000

3,0 1,59 2,31 48,8% 2,01 2,52 2,34 2,43 2,59

90000
40000

2,25 1,09 1,84 35,5% 1,44 1,96 1,86 1,90 2,00

80000

30000
2,6 1,44 2,12 44,8% 1,80 2,28 2,14 2,22 2,36

Steuerquote steigt vielmehr der Steueranteil des Höher­
verdienenden (im Beispiel bei einer Herabsetzung der 
Steuerquote von 30 % auf 20 % vom 19,6- auf das 21 fa­
che). Das hier entwickelte IViaß erlaubt es, die Beurtei­
lung der Umverteilungspolitik unabhängig von der Steu­
erquote vorzunehmen. Demgegenüber läßt sich leicht 
zeigen, daß bestimmte Nettoverteilungen ohne die 
Durchsetzung entsprechender Mindeststeuerquoten 
gar nicht erreichbar wären.

Wirft man nach dem hier entwickelten Beurteilungs­
maßstab einen Blick auf die tariflichen Entlastungen im 
Rahmen der Einkommensteuer über die Tarifänderun­
gen 86,88 und 90, kommt man zu einem im Vergleich zu 
Wiegard recht unterschiedlichen Ergebnis. Um die Dar­
stellung möglichst einfach zu halten, führen wir paar­
weise Vergleiche von Brutto- und Nettoeinkommensre­
lationen aus jenem Einkommensbereich (22000 DM bis 
100000 DM) durch, in dem Wiegard die Umverteilung 
von unten nach oben ermittelt hat. Wir berechnen für 
diese Einkommenspaare zunächst im Sinne unseres 
Maßes den Ausschöpfungsgrad der Umverteilung nach 
dem Tarif 81. Er beträgt z. B. -  für das Bruttoeinkom­
menspaar von 100000 DM und 40000 DM -  39,3% 
(vgl. Tabelle 2, Spalte 4).

Dann unterstellen wir eine tarifäre Einkommensteuer­
senkung von 30%, die, überschlägig gerechnet, 1990 
im inkriminierten Tarifabschnitt im Vergleich derTarife 90 
und 81 eintreten wird. Wir fragen dann nach den Relatio­
nen der Nettoeinkommen, die sich bei gleicher Umver­
teilungspolitik (gleichem „Ausschöpfungsgrad des Um-
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Verteilungspotentials“) ergeben würden, und verglei­
chen diese theoretischen „umverteilungspolitisch neu­
tralen“ mit den tatsächlichen durch die Steuerreform 
eintretenden Relationen.

Gleicher Ausschöpfungsgrad

Das Ergebnis ist verblüffend: während die Durchset­
zung der Nettoeinkommensrelationen nach den Tarifen 
86 und 88 (bei gleicher Steuersenkung) eine stärkere 
Umverteilung voraussetzen würde, errechnet sich nach 
der Reform 90 ungefähr der gleiche Ausschöpfungs­
grad wie 1981. Für das Bruttoeinkommenspaar 100000 
DM und 40000 DM beträgt die umverteilungsneutrale 
Relation der Nettoeinkommen 2,14 und die tatsächliche 
Relation der Nettoeinkommen 2,17 (vgl. die Spalten 7 
und 10 in Tabelle 2).

Aus der hier entwickelten Nomenklatur ergibt sich, 
daß eine Veränderung der Steuerquote verteilungsneu­
tral im Sinne der Relation der Nettoeinkommen, wenn 
überhaupt, dann nur mit einer veränderten Ausschöp­
fung des Umverteilungspotentials, also einer veränder­
ten steuerlichen Umverteilungspolitik zu haben ist. Ge­
nauer: man kann nicht gleichzeitig für eine Senkung der 
volkswirtschaftlichen Steuerquote und damit des Um­
verteilungspotentials eintreten und die Verteilung der 
Nettoeinkommen konstant lassen wollen -  es sei denn, 
es bestehe noch unausgeschöpftes Umverteilungspo­
tential, das man zusätzlich in Anspruch nehmen wolle. 
Oder mit anderen Worten, es sei denn, man verstärke 
die Umverteilung, notabene: von oben nach unten.
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